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Erörterung des Zwischenberichtes „Evaluierung der Pilotpro-
jekte des A-Modells“ mit Verbänden und Privatwirtschaft 

BMVBS, Berlin 15. Mai 2008 

 
Ergebnisprotokoll 

 

Auf Bitten des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung hat die 

VIFG am 15. Mai 2008 in Berlin ein Gespräch zwischen Vertretern von Bau- und Ban-

kenverbänden, der Beratungswirtschaft und dem BMVBS sowie der VIFG organisiert. 

Das Ministerium kam damit einer Zusage nach, die ersten Erkenntnisse und Erfahrun-

gen mit den A-Modell-Pilotprojekten mit Verbänden und der Privatwirtschaft zu disku-

tieren und deren Anregungen gegebenenfalls im Rahmen der Gesamtevaluierung 

zu berücksichtigen. 

Den Verbänden wurde der Zwischenbericht mit Stand 25. Januar 2008 im Vorfeld der 

Erörterung zugesandt. Die Verbände hatten Gelegenheit, eine schriftliche Stellung-

nahme an das BMVBS bzw. an die VIFG zu richten.  

Nach einer kurzen Begrüßung und Einleitung, in der vom BMVBS und der VIFG Hinter-

grund und Zielsetzung der Evaluierung dargestellt wurden, hatten die Verbände Ge-

legenheit, ihre jeweilige Position zu den im Zwischenbericht enthaltenen Aussagen 

und Folgerungen darzustellen. In der sich anschließenden Erörterung wurden von 

Seiten der Verbände und der Privatwirtschaft festgestellt, dass der Zwischenbericht 

die wesentlichen Erfahrungen und Sachfragen umfassend darstelle und die Folge-

rungen nachvollziehbar aufgezeigt seien. Insgesamt begrüßten die Verbände das 

Konzept und die Erörterung des Evaluierungsberichtes. 

Übereinstimmend konnte vor dem Hintergrund der bisherigen Erfahrungen festgestellt 

werden, dass die A-Modell-Pilotprojekte positiv vom „Markt“ aufgenommen wurden, 

wenn auch in Teilbereichen noch Justierungsbedarf zur weiteren Optimierung der 

Wirtschaftlichkeit und der Marktbeteiligung bestehe. Es wurde einhellig der Wunsch 

geäußert, dass die Bundesregierung weiterhin an den A-Modellen festhalten und 

eine verlässliche A-Modell-Projektpipeline aufbauen solle. 

Perspektivisch werden Verfügbarkeitsmodelle als geeignete Ergänzung zu den A-

Modellen gesehen; keinesfalls jedoch als Ersatz. Darüber hinaus solle an der Übertra-
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gung der Verkehrsrisiken beim A-Modell festgehalten werden, die Übertragung politi-

scher Risiken, insbesondere in Form der Übertragung des Mautklassenrisikos, solle da-

gegen aus wirtschaftlichen Gründen überdacht werden. 

Die Verbände der mittelständischen Bauwirtschaft kritisierten die hohen Eintrittsbarrie-

ren, welche für ihre Mitgliedsunternehmen im Vergabeverfahren der Pilotprojekte 

bestehen. Dieser Sachverhalt wurde von anderen Verbänden in der Diskussion diffe-

renziert aufgenommen. Es wurde festgehalten, dass in allen bisher erfolgreichen Bie-

tergruppen sehr wohl mittelständische Bauunternehmen vertreten seien. 

Hinsichtlich der Organisationsform von Bund und den Auftragsverwaltungen der 

Länder führten die Verbände an, dass sie eine durchgängige und einheitliche Pro-

jekt- und Kommunikationsstruktur bei den ÖPP Projekten erwarten, da Insellösungen, 

insbesondere in den Bereichen Finanzierung, Konzessionsvertrag und Vergabeverfah-

ren, für Investoren und Banken nicht marktgängig seien. Der Bund habe die Einheit-

lichkeit sicherzustellen. 

Von allen Verbänden wurde darauf hingewiesen, dass die vom Bundeshaushalt zur 

Verfügung gestellten finanziellen Mittel für den Ausbau der Bundesfernstraßen zu ge-

ring seien, um eine leistungsfähige Infrastruktur bereitzustellen und diese auch nach-

haltig zu bewirtschaften. Dies gelte auch für ÖPP Projekte.  

Zum weiteren Vorgehen wurde festgehalten, dass nach dem Zwischenbericht zur 

Evaluierung und der Vergabe aller vier Pilotvorhaben ein Endbericht erstellt wird. In 

diesem Endbericht werden auch die Anregungen aus den Stellungnahmen und der 

Anhörung der Länder und Verbände aufgenommen. Vom BMVBS werden, so weit 

wie möglich und wirtschaftlich angemessen, die Anregungen der Verbände in die 

anstehende Projektentwicklung der nächsten Projekte aufgenommen. Von den Ver-

bänden wurde zugestimmt, dass die jeweiligen Stellungnahmen dem Protokoll der 

Anhörung beigelegt werden. 

 

Anlagen: 

Stellungnahmen 
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6. Mai 2008 

Stellungnahme zum Zwischenbericht Evaluierung A-Modelle 

 
 
Sehr geehrter Herr Böger, 
 
der Bundesverband Öffentlicher Banken Deutschlands, VÖB, begrüßt den vor-
gelegten Evaluierungsbericht A -Modelle, der eine (auch) selbstkritische Ein-
schätzung der bisherigen Erfahrungen mit den A-Modellen wiedergibt und 
nimmt zu dem Bericht wie folgt Stellung: 
 
 

• Grundsätzliches 

 
Es hat sich gezeigt, dass durch die kontinuierliche Begleitung der Pilotprojekte 
durch das BMVBS und die Fachberater Evaluierungseffekte sofort bei den 
nächsten Projekten umgesetzt wurden. Es ist daher wahrscheinlich, dass nach 
Abschluss der ersten vier Pilotprojekte möglicherweise eine Standardisierung 
einsetzt, die sich gut für die nächsten Pilotprojekte nutzen lässt. Deshalb sollte 
bei der Fortsetzung von A-Modellen über die Pilotphase hinaus versucht wer-
den, diese gewonnenen Erkenntnisse auch weiter umzusetzen und weiter zu 
evaluieren. 
 
Nicht unproblematisch erscheint uns in diesem Zusammenhang die koordi-
nierte Beteiligung der jeweiligen Auftragsverwaltungen. Während bei den 
Fachberatern und dem BMVBS bzw. der VIFG die Erfahrungen im Projektver-
lauf zunehmen, beginnen die jeweiligen Auftragverwaltungen mit jedem Pro-
jekt von vorn. Dadurch entstehen die beschriebenen Anlaufschwierigkeiten. Da 

Herrn 
Torsten R. Böger 
Geschäftsführer 
VIFG Verkehrsinfrastrukturgesellschaft 
des Bundes mbH 
Georgenstr. 25 
 
10117 Berlin  

Name: Stefan Becker 

Telefon: (0 30) 81 92 – 2 73 

Telefax: (0 30) 81 92 – 2 78/2 79 
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absehbar ist, dass in einem Bundesland nur eine überschaubare Zahl (häufig 
nicht mehr als ein Projekt) von A-Modellen realisiert wird, sollte überlegt wer-
den, ob nicht einzelne Kollegen aus den Auftragsverwaltungen aus den Bun-
desländern, die jetzt über entsprechende Erfahrungen verfügen, in ein Team 
zur Begleitung der nächsten Projekte integriert werden können. Damit ließen 
sich die Anlaufschwierigkeiten möglicherweise weiter senken und die Projekt-
vorlaufzeit verkürzen. 
 
 

• Verkehrsmengenrisiko 

 
Davon ausgehend, dass der öffentliche Auftraggeber eigene Vorstellungen 
über die Entwicklung der Verkehrsmenge hat, sollten dessen Basiswerte als 
Richtgröße für das prognostizierte Verkehrsrisiko akzeptiert werden. Daraus 
folgt unmittelbar, dass bei Abweichungen Neubewertungen und ggf. Aus-
gleichszahlungen vorzunehmen sind. Die offensiven Verkehrsprognosen, die 
Bietergemeinschaften bei den zugeschlagenen Projekten des A-Modells in An-
satz gebracht haben sollen, werden damit begründet, dass der „modal split“ 
bisher nicht in dem vom Bund erwarteten Umfang auf andere Verkehrsträger 
als die Strasse erfolgte bzw. künftig (voraussichtlich) nicht erfolgen wird. Ent-
sprechend bleibt nur die Frage, ob bzw. in welchem Umfang die Ausschrei-
bungsgewinner auf die angepasste Planung möglicherweise noch einmal 
„draufgesattelt“ haben. 
 
Falls Verkehrsmengen nennenswert auf diese Weise prognostiziert wurden, 
sollte dies auch angemerkt werden. Denn wer, wenn nicht der Bund mit seiner 
gebündelten Expertise und seinen Gestaltungsmöglichkeiten, kann beurteilen, 
wie sich der Verkehr und damit der für die Banken bedeutsame Cashflow ent-
wickelt. Aktuell ist die verkehrliche Entwicklung z. B: auf dem konzessionier-
ten Abschnitt der A 8 - vor und nach Mautanhebung - jedenfalls schlechter als 
im Gesamtnetz. 
 
Für den weiteren Dialog stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen  

Bundesverband Öffentlicher Banken Deutschlands 
 
gez. Dr. Brigitte Wesierski   Stefan Becker 
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Stellungnahme 

des Arbeitskreises „Private Finanzierung  

des Hauptverbandes der Deutschen Bauindustrie  

zum Zwischenbericht  

des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung  

„Evaluierung der Pilotprojekte des A-Modells“ 

vom 25. Januar/27. März 2008 

 

Stand: 9. Mai 2008 

 

 

I. Vorbemerkungen 

 

1. Der Hauptverband hat sich bereits in seiner Stellungnahme „Erste Erfahrungen mit 

Projekten aus dem privatwirtschaftlichen Ausbauprogramm der Bundesregierung für 

Bundesautobahnen (A-Modelle) – Lessons learned“ vom 10. Juli 2007 für eine zweite 

Staffel von PPP-Verkehrsprojekten ausgesprochen, in die die Erfahrungen mit laufenden 

bzw. inzwischen abgeschlossenen A-Modell-Ausschreibungen einfließen sollten. Wir 

freuen uns deshalb, dass auch das BMVBS in seinem Zwischenbericht die 

„Wirtschaftlichkeit der Projekte zum Zeitpunkt der Vergabe“ feststellt und die 

Weiterverfolgung des A-Modells empfiehlt. 

 

2. Gleichwohl hat der Hauptverband in seiner Stellungnahme festgestellt, dass es – wie 

nicht anders bei Einführung eines neuen Modells zu erwarten – einen erheblichen 

Nachsteuerungsbedarf im Bereich der Ausschreibungs- und Vergabeverfahren der A-

Modelle gibt. 
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Wir freuen uns deshalb um so mehr, dass das BMVBS einen großen Teil unserer 

„Vorschläge zur Verbesserung der Ausschreibungs- und Vergabeverfahren“ in seinen 

Evaluierungsbericht aufgenommen hat. Dies sind: 

 
• Die Empfehlung, sicherzustellen, dass künftig „Projekte kontinuierlich und für die 

Privatwirtschaft antizipierbarer in ausreichender Zahl durchgeführt werden (sog. Deal 

Flow)“ (BMVBS Seite 39, HDB 2.1). 

 
• Die Empfehlung, „den Vergütungsmechanismus transparenter und einfacher zu 

gestalten“, bis hin zur Einführung eines „Einheitsschattenmautsatzes“, der „etwa dem 

gewichteten Durchschnitt der aktuellen Mautsätze entsprechen“ sollte (BMVBS 

Seiten 26 und 27, HDB 3.5). 

 
• Die Empfehlung, Risiken z.B. über eine Schattenmaut und/oder Verfügbarkeits-

elemente stärker abzufedern (BMVBS Seite 29, HDB 3.7). 

 
• Die Empfehlung, die bilanziellen und steuerlichen Konsequenzen des nationalen 

Rechtsrahmens im Rahmen des BMVBS-Gesprächskreises unter Leitung der VIFG 

zu erörtern (BMVBS Seite 27, HDB 5). 

 
• Die Empfehlung, „ergänzend zu der anonymen Bieterfragenbeantwortung künftig in 

der Angebotsphase Bietergespräche zu führen, um die Kommunikation in dieser 

Vergabephase zu verbessern“ (BMVBS Seite 17, HDB 2.3). 

 
• Die Empfehlung, „Zeitpläne transparenter und verlässlicher zu gestalten und Projekt-

verzögerungen frühzeitiger zu kommunizieren“ (BMVBS, Seite 17, HDB 2.2). 

 

3. Der Hauptverband sieht vor diesem Hintergrund in dem vorliegenden Evaluierungs-

bericht eine gute Grundlage für die Fortführung des Dialogs zwischen BMVBS und 

Bauindustrie über die Weiterentwicklung des PPP-Ansatzes im Verkehrswegebereich. 

 

Die folgenden Kommentare zum Evaluierungsbericht sehen wir in diesem Sinne als 

Beiträge zu diesem Dialog. Wir orientieren uns dabei an der Gliederung des Evaluie-

rungsberichts in die Bereiche 

 

• Organisation, 

• Modell und 

• Strategie. 
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II. Kommentierung der Empfehlungen des Zwischenberichts zur Evaluierung 

der Pilotprojekte des A-Modells 

 

1. Organisation 

 

1.1 Projektorganisation 

 

Die deutsche Bauindustrie spricht sich dafür aus, an der für die erste Projektstaffel 

entwickelten Organisationsform „Auftragsverwaltung an einem Tisch“ festzuhalten. 

Wir stimmen der Bewertung des BMVBS zu, dass „vor allem durch die kontinuierliche 

Begleitung der Vergabeverfahren durch das BMVBS und die Fachberater das Ziel einer 

möglichst einheitlichen Vertragsgestaltung in der Pilotphase erreicht sowie den hohen 

fachlichen Anforderungen der Pilotprojekte entsprochen werden konnte“. 

 

Wir sind davon überzeugt, dass nur durch eine „Auftragsverwaltung an einem Tisch“ 

unter Einbeziehung der VIFG eine effektive Bündelung des Know-hows und der 

Erfahrungen sichergestellt werden kann. Die Rückkehr zu den „bewährten Regeln der 

Auftragsverwaltung“ lehnen wir ab, da sie mit erheblichen Effizienzverlusten erkauft 

werden müsste. 

 

Die deutsche Bauindustrie empfiehlt jedoch, Verhandlungsteam und Lenkungsgruppe 

künftig organisatorisch enger zu verzahnen, damit die Mehrzahl der Entscheidungen 

direkt „am Verhandlungstisch“ getroffen werden kann. Dies würde die Effizienz des 

Verfahrens deutlich erhöhen. 

 

1.2 Wahl des Vergabeverfahrens und Angebotswertung 

 

Die deutsche Bauindustrie ist skeptisch, ob „mittel- bis langfristig auch ein nicht offenes 

Verfahren mit vorgeschaltenem Teilnahmewettbewerb zur Verfahrensbeschleunigung in 

Erwägung zu ziehen“ ist. 

 

Selbst bei einem hohen Standardisierungsgrad halten wir mit Blick auf die hohe 

Komplexität dieser Projekte und die hohen Ansprüche an die Wirtschaftlichkeit ein nicht 

offenes Verfahren für wenig geeignet. 

 

Die deutsche Bauindustrie spricht sich deshalb dafür aus, bis auf weiteres an dem 

gemeinsam entwickelten strukturierten Verhandlungsverfahren festzuhalten. 
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1.3 Zeitdauer des Vergabeverfahrens 

 

Die deutsche Bauindustrie sieht nach wie vor Verbesserungspotenzial bezüglich der 

zeitlichen Strukturierung des Vergabeverfahrens: 

 

• Wir begrüßen, dass das BMVBS von seiner ursprünglichen Absicht, den Financial 

Close schon bei Zuschlag zu verlangen, abgerückt ist und jetzt eine sukzessive 

Abfolge von Zuschlag und Financial Close für sachgerecht hält. Eine Frist von 

acht bis zwölf Wochen nach der verbindlichen Zuschlagserteilung ist unseres 

Erachtens mindestens einzukalkulieren. 

 

• Die kurze Zeitspanne zwischen Zuschlag und Übernahme des 

Autobahnbetriebsdienstes stellt die Bieter mit Blick auf die Lieferfristen für 

Fahrzeuge und andere Investitionsgüter, aber auch mit Blick auf die Akquisition 

geeigneten Betriebspersonals vor erhebliche Schwierigkeiten. Wir plädieren für 

längere Übergangsfristen, als sie z.B. bei den Projekten A 1 und A 5 vorgesehen 

sind. 

 

• Dagegen könnten die Pausen zwischen den BAFO-Verhandlungsrunden (z.B. bei 

den Projekten A 1, A 4 und A 5) sowie die Auswertungszeiträume für die Teil-

nahmeanträge und die Erstangebote verkürzt werden 

 

Die deutsche Bauindustrie ist davon überzeugt, dass die Verfahrensdauer bei einer 

Aufstockung der Bearbeitungs- und Beratungskapazitäten auf öffentlicher Seite sowie 

einem effizienteren Management der Abstimmungsprozesse zwischen Bund und Ländern 

verkürzt werden könnte. 

 

2. Modell 

 

2.1 Innovationspotenzial und Funktionalität der Ausschreibung 

 

Die vergleichsweise detailliert ausgearbeiteten technischen Vergabeunterlagen der bis-

herigen A-Modell-Ausschreibungen haben dazu geführt, dass die Effizienzpotenziale, 

die im Projektlebenszyklusansatz stecken, bei den bisherigen Projekten noch nicht voll 

ausgeschöpft werden konnten. Die deutsche Bauindustrie plädiert deshalb für eine 

stärker funktionale Ausrichtung der Ausschreibungen. 
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Die auf Seiten der öffentlichen Hand eingesparten Planungskosten sollten dazu genutzt 

werden, die unterlegenen privaten Bieter für die höheren Bietungskosten angemessen 

zu entschädigen. 

 

2.2 Vergütungsmechanismus 

 

Die deutsche Bauindustrie unterstützt die Vorschläge der Berichterstatter bezüglich einer 

deutlichen Vereinfachung des Vergütungsmechanismus auf der Grundlage einer 

„Einheitsschattenmaut“ verstanden als gewichteter Durchschnitt der aktuellen Maut-

sätze, in Verbindung mit einem angemessenen Inflationsausgleich. Wir halten die 

Entlastung des Mautanpassungsmechanismus von politischen Risiken wie der Entwick-

lung der Mautsätze und Emissionsklassen für eine unabdingbare Voraussetzung für den 

künftigen Erfolg des A-Modells. 

 

Darüber hinaus halten wir – wie schon in unserer Stellungnahme vom 10. Juli 2007 

dargelegt (3.6) – die Festlegung eines festen Abzugsbetrags für eine schwere 

Belastung für die Wirtschaftlichkeit des A-Modells, da dieser die in der Anfangsphase 

ohnehin hohen Anlaufverluste von A-Modellprojekten unnötig erhöht. Die deutsche 

Bauindustrie plädiert deshalb weiterhin dafür, künftig eine flexiblere Ausgestaltung des 

Abzugsbetrags – wie international, z.B. in Irland und Griechenland, längst üblich – 

zuzulassen, d.h. zum Beispiel an den Verlauf des prognostizierten Verkehrsaufkommens 

zu koppeln (prozentuale Einnahmenteilung). 

 

Wir halten darüber hinaus die Anpassung der Laufzeiten mittels einer vertraglichen 

Option sowie die Abfederung des Verkehrsrisikos durch Einführung von Verfügbar-

keitselementen, Einnahmenuntergrenzen oder die Einführung von Verkehrs-

bändern für geeignete Instrumente, um den Cash Flow der Projekte zu stabilisieren. 

 

Die Flexibilisierung der Konzessionslaufzeit auf der Basis eines Mindest-

barwertmodells halten wir zurzeit für nicht realisierbar, da dieses Modell noch 

ungelöste Probleme aufwirft. Dies sind 

 

• der Wegfall des „upside“-Potenzials bei positiver Entwicklung der Erlöse, 

• der möglicherweise negative Grenznutzen eines zusätzlichen Konzessionsjahres 

bei zyklischen Erhaltungskosten, 
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• die Festlegung des technischen Zustands der Strecke zum Zeitpunkt des Heim-

falls bei zyklischen Erhaltungskosten und variabler Konzessionslaufzeit sowie 

• die Notwendigkeit flexibler Finanzierungslaufzeiten, die derzeit von den Banken 

nicht angeboten werden. 

 

Die deutsche Bauindustrie ist jedoch bereit, mit dem BMVBS in einen Dialog über die 

Klärung dieser noch offenen Fragen einzutreten. 

 

2.3 Risikoallokation und Konzessionsvertragsentwicklung 

 

Im  Rahmen der Bieterverhandlungen sind – wie die Verfasser des Berichts schreiben – 

bei den verhandelbaren Risiken Modifikationen der Risikoallokation in den Bereichen 

Kompensationszahlungen, Kündigungsrechte, bei Selbstbehalten, Versicherungen/ 

höhere Gewalt sowie hinsichtlich der Eintrittsrechte der Banken erfolgt. 

 

Nach Auffassung der deutschen Bauindustrie reichen diese Modifikationen nicht aus. 

Wir sehen z.B. – wie schon in unserer Stellungnahme vom 10. Juli 2007 dargelegt (3.1) 

– einen erheblichen Nachbesserungsbedarf im Bereich der Kündigungsrechte. Wir 

halten an unserer Auffassung fest, dass die Schwelle für eine Vertragskündigung zu 

niedrig angesetzt ist. Eine niedrige Kündigungsschwelle erschwert auf längere Sicht die 

Finanzierbarkeit von A-Modell-Projekten in Deutschland. 

 

Auch die Kompensationsregelungen sind vor dem Hintergrund einer niedrigen 

Kündigungsschwelle unzureichend  

 

Die von Teilen der Verwaltung vorgeschlagene Übertragung des Referenzzinssatz-

änderungsrisikos im Zeitraum zwischen BAFO-Abgabe und Zuschlagserteilung auf den 

Konzessionsnehmer lehnen wir ab. Eine solche Übertragung ist unseres Erachtens 

weder sachgerecht noch international üblich. 

 

Mit Blick auf eine sich möglicherweise weiter zuspitzende Krise der internationalen 

Kapitalmärkte und die damit verbundenen Marktveränderungen plädieren wir – schon 

mit Blick auf die lange Laufzeit der Vergabeverfahren – dafür, zuzulassen, dass daraus 

resultierende Auswirkungen auf die Kreditkonditionen bei der Überarbeitung der 

Angebote berücksichtigt werden. 
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Die von den Berichterstattern vorgeschlagene monetäre Bewertung jedes Einzel-

risikos halten wir für praxisfremd. 

 

2.4 Wirkung auf den öffentlichen Haushalt 

 

Die deutsche Bauindustrie erwartet, dass die erfolgreiche Durchführung von PPP-

Projekten auch den Blick für die Folgekosten von konventionellen Projekten schärfen 

wird. Wir unterstützen deshalb die Absicht des BMVBS, künftig „auch für konventionelle 

Maßnahmen die Folgekosten mit vergleichbaren Qualitätsstandards wie beim A-Modell“ 

auszuweisen. Damit könnte auch aus Sicht der Bauindustrie „eine größere Kosten-

transparenz aller Beschaffungsvarianten und eine bessere Vergleichbarkeit zwischen 

PPP-Modellen und konventioneller Realisierung erreicht werden“. 

 

2.5 Wirkung auf den staatlichen Betriebsdienst 

 

Die deutsche Bauindustrie unterstützt das Votum des Evaluierungsberichts, auch bei 

künftigen PPP-Projekten den Betriebsdienst vom Konzessionsnehmer durchführen zu 

lassen. Wir regen an, einen Projektzuschnitt anzustreben, der dem Zuständigkeits-

bereich einer bestehenden Autobahnmeisterei entspricht (70 bis 80 Kilometer), selbst-

verständlich aber auch größer sein kann.  

 

2.6 Standardisierung 

 

Die deutsche Bauindustrie stimmt der Einschätzung der Bundesländer zu, dass 

Standardisierungen nicht „unreflektiert und ohne den jeweiligen projektspezifischen 

Gegebenheiten Rechnung zu tragen“ übernommen werden sollten. Wir sind wie das 

BMVBS der Auffassung, dass „die Projektstruktur im Rahmen einer individuellen 

Projektentwicklung ausgestaltet werden sollte“. Das schließt unseres Erachtens nicht 

aus, dass einzelne Module, wie z.B. die Ausgestaltung von Vergütungsmechanismen 

und die Beschreibung von Betriebsleistungen, standardisiert und nach dem „Baukasten-

prinzip“ für weitere Projekte nutzbar gemacht werden. 
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3. Strategie 

 

3.1 Projektentwicklung 

 

Die deutsche Bauindustrie stimmt der Auffassung der Verfasser, dass die Projekt-

entwicklung eine Kernaufgabe des Bundes ist, besonderer Wert auf die Projekt-

auswahl gelegt werden muss und Projekte künftig kontinuierlich und für die Privatwirt-

schaft antizipierbar in ausreichender Zahl durchgeführt werden sollten (sog. Deal Flow), 

in vollem Umfang zu. 

 

Bezüglich der Weiterentwicklung des A-Modells sprechen wir uns – schon um 

Pilotphasen für den Test neuer Vertragswerke zu vermeiden – für die Weiterentwicklung 

des A-Modell-Konzessionsvertrages aus. 

 

Für die Erprobung von Forfaitierungsmodellen (mit Einredeverzicht) sehen wir derzeit 

keinen Bedarf, da sich die Projektfinanzierung für den Typ des A-Modells bewährt hat. 

 

3.2 Anwendungsbereich 

 

Die deutsche Bauindustrie begrüßt, dass das BMVBS bereit ist, über eine Ausweitung 

des Anwendungsbereichs des A-Modells nachzudenken. Wir stimmen dabei dem 

BMVBS zu, dass die Entwicklungspotenziale des A-Modells weniger im Bereich der 

Lückenschlüsse als in der Anwendung auf Streckenabschnitte mit einem hohen 

baulichen Erhaltungsanteil sowie kleinere Teilnetze zu sehen sind. 

 

Projekte mit hohem baulichen Erhaltungsanteil stellen aber auch hohe Anforderungen 

an die Qualität der Daten. Besonders wichtig ist bei solchen Projekten, dass die 

Vergabestellen ihrer Verpflichtung nachkommen, alle verfügbaren Daten offenzulegen. 

 

 

4. Beteiligung des bauindustriellen Mittelstands an PPP-Verkehrsprojekten 

 

Die deutsche Bauindustrie geht davon aus, dass auch mit Blick auf die Einbeziehung des 

bauindustriellen Mittelstandes weitere PPP-Vertragsmodelle erprobt werden sollten. Ziel 

sollte es sein, eine breite Streuung von Projektgrößen am Markt durchzusetzen, um die 

spezifischen Stärken mittelständischer Bauunternehmen wie auch der Großbauindustrie zur 

Erreichung der vom Bund angestrebten Effizienzziele nutzbar zu machen. 
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Wir stimmen deshalb dem Vorschlag der Verfasser zu, eine Weiterentwicklung des 

Funktionsbauvertrages zu einem PPP-Modell mit privatwirtschaftlichen Finanzierungs-

komponenten zu prüfen. Ein solches Modell wäre nicht als Alternative zum A-Modell, 

sondern als Ergänzung der PPP-Modellpalette für den Bereich kleinerer Projekte zu 

begreifen. 

 

Im Rahmen der Prüfung eines solchen erweiterten Funktionsbauvertrages sollte auch die 

Nutzung anderer Finanzierungsformen als der Projektfinanzierung analysiert werden. 

 

 

III. Zusammenfassende Wertung 

 

Die deutsche Bauindustrie sieht in dem vorliegenden Evaluierungsbericht eine wertvolle 

Grundlage für die Fortführung des PPP-Prozesses im deutschen Verkehrswegebau. 

 

Wir erwarten jetzt – wie die Verfasser des Evaluierungsberichts – „ein klares Signal, dass im 

Bereich der Bundesfernstraßen die Umsetzung von PPP-Modellen dauerhaft verfolgt wird“. 

Nur wenn eine ausreichende Zahl von Projekten auf den Markt gebracht wird, ist „eine 

nachhaltige Marktentwicklung auf der privaten Seite“ möglich. 

 



 
 
 
=
=
=
=
=
=
=

píÉääìåÖå~ÜãÉ=òìã=^JjçÇÉää=ÇìêÅÜ=ÇÉå=sr_f`I=^hJmmm=

aÉê=sÉêÄ~åÇ=rå~ÄÜ®åÖáÖ=_Éê~íÉåÇÉê= fåÖÉåáÉìêÉ=ìåÇ=`çåëìäí~åíë= Esr_f`FI=^hJmmm=ìåíÉê=ÇÉê=iÉáíìåÖ=îçå=

eêK=gçÜ~åå=pÅÜãáÉÇÉêI=mÕóêó=fåÑê~=dãÄeI=åáããí=ÖÉêå=píÉääìåÖ=òìã=p~ÅÜëí~åÇëÄÉêáÅÜí=^JjçÇÉää=ãáí=pí~åÇ=

îçã=ORK=g~åì~ê=OMMUK=

=

dêìåÇäÉÖÉåÇ=~äë=éçëáíáî=òì=ÄÉïÉêíÉå=áëíI=Ç~ëë=ÉáåÉ=ÉêëíÉ=bî~äìáÉêìåÖ=ÇÉë=^JjçÇÉääë=ìåíÉê=ÇÉê=iÉáíìåÖ=ÇÉë=

_js_p= áå= wìë~ããÉå~êÄÉáí= ãáí= ÇÉê= sfcd= îçêÖÉåçããÉå=ïìêÇÉ= ìåÇ= ÇáÉ= píÉääìåÖå~ÜãÉ= ÇÉå= sÉêÄ®åÇÉåI=

ìåíÉê=báåÄÉòáÉÜìåÖ=ÇÉë=sr_f`I=~ÄÖÉÑê~Öí=ïÉêÇÉåK=

=

aÉê=^åä~ëë=ÇÉê=mêçàÉâí~ìëïÉêíìåÖ= áëí=ãáí=ÇÉã=wáÉä= îÉêâåÏéÑíI= îÉêÖ~ÄÉÄÉÖäÉáíÉåÇ=ÉáåÉ=^å~äóëÉ=ÇÉê=ÄáëÜÉê=

ÖÉïçååÉåÉå=éê~âíáëÅÜÉå=bêÑ~ÜêìåÖÉå=ãáí= ÇÉê=^ìëëÅÜêÉáÄìåÖ=ÇÉê=^JjçÇÉääÉ= ìåÇ=Ç~ê~ìÑ= ~ìÑÄ~ìÉåÇ= âçåJ

òÉéíáçåÉääÉ=sçêëÅÜä®ÖÉ=òìê=tÉáíÉêÉåíïáÅâäìåÖ=îçå=ÖÉÉáÖåÉíÉå=píêìâíìêÉå=ÑÏê=_ÉíêÉáÄÉêãçÇÉääÉ=òì=Éê~êÄÉáJ

íÉåK=aáÉ=bêÑ~ÜêìåÖÉå=ÄÉêìÜÉå=~ìÑ=ÑçäÖÉåÇÉå=mêçàÉâíÉåW=

‚" aáÉ=_^_=^U= áå= _~óÉêå= EòïáëÅÜÉå= ÇÉã=^ìíçÄ~ÜåâêÉìò= E^hF=^ìÖëÄìêÖJtÉëí= ìåÇ= ÇÉã=^ìíçÄ~ÜåJ

ÇêÉáÉÅâ= E^aF= jÏåÅÜÉåJbëÅÜÉåêáÉÇF= ìåíÉê= ^ìÑêÉÅÜíÉêÜ~äíìåÖ= ÇÉë= sÉêâÉÜêë= ~ìÑ= PT= âã= i®åÖÉ= SJ

ëíêÉáÑáÖ=~ìëòìÄ~ìÉå=ìåÇ=òìë~ããÉå=ãáí=ÇÉê=bëÅÜÉåêáÉÇÉê=pé~åÖÉ=~ìÑ=áåëÖÉë~ãí=RO=âã=i®åÖÉ=ï®ÜJ

êÉåÇ=ÇÉê=hçåòÉëëáçåëÇ~ìÉê=òì=ÉêÜ~äíÉå=ìåÇ=òì=ÄÉíêÉáÄÉåK=

‚" aáÉ=_^_=^Q=îçå=ÇÉê=i~åÇÉëÖêÉåòÉ=eÉëëÉåLqÜÏêáåÖÉå=Äáë=òìê=^åëÅÜäìëëëíÉääÉ= E^pF=dçíÜ~=~ìÑ=ÉáåÉ=

píêÉÅâÉ=îçå=QQIQ=âã=òì=ÄÉíêÉáÄÉåI=ÉêÜ~äíÉå=ìåÇ=Ñáå~åòáÉêÉåK=a~îçå=ëáåÇ=OQIR=âã=_^_=òïáëÅÜÉå=ÇÉê=

^p=eÉêäÉëÜ~ìëÉå=ìåÇ=ÇÉê=^p=t~äíÉêëÜ~ìëÉå=åÉì=òì=Ä~ìÉåK=

‚" aáÉ=_^_=^N=áå=káÉÇÉêë~ÅÜëÉå=òïáëÅÜÉå=ÇÉã=^a=_ìÅÜÜçäò=ìåÇ=ÇÉã=^h=_êÉãÉå=~ìÑ=ÉáåÉê=píêÉÅâÉ=

îçå= TNIU= âã= ìåíÉê= ä~ìÑÉåÇÉã= sÉêâÉÜê= SJëíêÉáÑáÖ= ~ìëòìÄ~ìÉåI= ïçÄÉá= ÇáÉ= hçåòÉëëáçåëëíêÉÅâÉ= ÑÏê=

ÇÉå=_ÉíêáÉÄ=ìåÇ=ÇáÉ=råíÉêÜ~äíìåÖ=S=âã=âÏêòÉê=ëáåÇK=

‚" aáÉ=_^_=^R= áå=_~ÇÉåJtÏêííÉãÄÉêÖ= áëí= òïáëÅÜÉå=ÇÉê=^p=lÑÑÉåÄìêÖ=ìåÇ=ÇÉê=^p=j~äëÅÜ=~ìÑ=ÉáåÉê=

píêÉÅâÉåä®åÖÉ=îçå=RVIU=âã=òì=ÄÉíêÉáÄÉå=ìåÇ=òì=ÉêÜ~äíÉåI=ïçÄÉá=ÇÉê=SJëíêÉáÑáÖÉ=^ìëÄ~ì=åìê=~ìÑ=ÉáJ

åÉã=qÉáäëíÏÅâ=îçå=QNIR=âã=ÉêÑçäÖÉå=ëçääK=

‚" aáÉ=_^_=^QL^N=áå=kçêÇêÜÉáåJtÉëíÑ~äÉå=îçå=aÏêÉå=Äáë=hÕäå=kçêÇK=Ebë=áëí=åçÅÜ=âÉáå=sÉêÖ~ÄÉëí~êí=ÉêJ

ÑçäÖíKF=

=

=

=

dÉçêÖÉåëíê~-É=OP=J=NMNNT=_Éêäáå=J=qÉäÉÑçå=MMQV=PM=J=OT=UT=PO=M=J=qÉäÉÑ~ñ=MMQV=PM=J=OT=UT=PO=OM=J=áåÑç]îìÄáÅKÇÉ=J=ïïïKîìÄáÅKÇÉ=
píÉìÉêJkêK=OTLSOMLRRSVQ=J=aêÉëÇåÉê=_~åâ=J=_iw=NOM=UMM=MM=J=híçJkêK=QN=MM=NS=VP=MM=

 jáíÖäáÉÇ=áã=_ìåÇÉëîÉêÄ~åÇ=ÇÉê=aÉìíëÅÜÉå=fåÇìëíêáÉ=ÉKsK 



 

dÉçêÖÉåëíê~-É=OP=J=NMNNT=_Éêäáå=J=qÉäÉÑçå=MMQV=PM=J=OT=UT=PO=M=J=qÉäÉÑ~ñ=MMQV=PM=J=OT=UT=PO=OM=J=áåÑç]îìÄáÅKÇÉ=J=ïïïKîìÄáÅKÇÉ=
píÉìÉêJkêK=OTLSOMLRRSVQ=J=aêÉëÇåÉê=_~åâ=J=_iw=NOM=UMM=MM=J=híçJkêK=QN=MM=NS=VP=MM=

 jáíÖäáÉÇ=áã=_ìåÇÉëîÉêÄ~åÇ=ÇÉê=aÉìíëÅÜÉå=fåÇìëíêáÉ=ÉKsK 
 

_áë=båÇÉ=OMMN=Ü~í=Ç~ë=Ç~ã~äáÖÉ=_js_t=ìåíÉê=báåÄÉòáÉÜìåÖ=ÇÉê=i®åÇÉê=ÉáåÉ=NOÉêJmêçàÉâíäáëíÉ=Éê~êÄÉáíÉíI=

ÇáÉ=ÇìêÅÜ=ÇáÉ=_ìåÇÉëêÉÖáÉêìåÖ= áã=o~ÜãÉå=ÇÉë=_ìåÇÉëîÉêâÉÜêëïÉÖÉéä~åë=ìåíÉê=ÇÉã=qáíÉä=„_~ìÉå= àÉíòí“=

ÄÉëÅÜäçëëÉå=ïìêÇÉK=rãÑ®åÖäáÅÜÉ=jìëíÉêâçåòÉëëáçåëîÉêíê®ÖÉ=ïìêÇÉå=Éê~êÄÉáíÉí=ìåÇ=Éáå=ãÉÜêâÕéÑáÖÉë=ÉñJ

íÉêåÉë=_Éê~íÉêJqÉ~ã=ãáí=ÇÉê=sçêÄÉêÉáíìåÖ=ìåÇ=aìêÅÜÑÏÜêìåÖ=ÇÉê=sÉêÖ~ÄÉ=ÄÉ~ìÑíê~ÖíI=ïÉäÅÜÉë=ÉáåÉå=iÉáíÑ~J

ÇÉå=ÑÏê=Ç~ë=ëíêìâíìêáÉêíÉ=sÉêÜ~åÇäìåÖëîÉêÑ~ÜêÉå=ÉêëíÉääí=Ü~íK=

aáÉëÉ=açâìãÉåíÉ= Ü~ÄÉå= ÑÏê= ÇáÉ= sçêÄÉêÉáíìåÖ= ìåÇ=aìêÅÜÑÏÜêìåÖ= ÄÉá= ÇÉê= hä®êìåÖ= ÖêìåÇë®íòäáÅÜÉê= cê~ÖÉå=

ÖÉÜçäÑÉåK=bë=ëíÉääí=ëáÅÜ=ÇÉååçÅÜ=ÇáÉ=cê~ÖÉI=çÄ=Éáå=ÉÜÉê=éêçàÉâíçêáÉåíáÉêíÉë=sçêÖÉÜÉå=ÖÉÖÉåÏÄÉê=ÉáåÉã=îÉêJ

ãÉáåíäáÅÜ=„pí~åÇ~êÇáëáÉêíÉå=jìëíÉêâçåòÉëëáçåëîÉêíê~Ö“=îçêíÉáäÜ~ÑíÉê=ï®êÉK=aÉê=Ö~åòÜÉáíäáÅÜÉ=mêçàÉâí~åë~íò=

ëí®êâí=ÇáÉ=iÉÄÉåëòóâäìëÄÉíê~ÅÜíìåÖW=mä~åìåÖI=_~ìI=cáå~åòáÉêìåÖI=_ÉíêáÉÄ=ìåÇ=bêÜ~äíìåÖK=bë= áëí=åìê=âçåëÉJ

èìÉåíI=ÇáÉëÉå=éêçàÉâíáåÇáîáÇìÉääÉå=^åë~íò=îçê=ÇÉã=eáåíÉêÖêìåÇ=ÇÉê=ïÉáíÉêÉå=o~ÜãÉåÄÉÇáåÖìåÖÉå=òì=îÉêJ

ÑçäÖÉåK==

=

aÉê=sÉêÖÏíìåÖëãÉÅÜ~åáëãìë=Ä~ëáÉêí=ÄÉáã=^JjçÇÉää= áå=ÉêÜÉÄäáÅÜÉã=rãÑ~åÖ=~ìÑ=ÇÉå=sÉêâÉÜêëéêçÖåçëÉåK=

aáÉëÉ=Ü~ÄÉå=áå=áåíÉêå~íáçå~äÉå=ìåÇ=å~íáçå~äÉå=råíÉêëìÅÜìåÖÉå=ÖÉòÉáÖíI=Ç~ëë=ëáÉ=òì=ÇÉå=ïÉëÉåíäáÅÜÉå=oáëáJ

âÉå=ÄÉá=ÇÉê~êíáÖÉå=mêçàÉâíÉå=ÄÉáíê~ÖÉåK=cÏê=ÇáÉ=tÉáíÉêÉåíïáÅâäìåÖ=ÇÉë=^JjçÇÉääë= áëí=ÇÉëÜ~äÄ=~ìë=ÇáÉëÉã=

dêìåÇ= ÇáÉ= báåÄáåÇìåÖ= ÇÉë=sÉêÑÏÖÄ~êâÉáíëãçÇÉääë= EïáÉ= áå= mçêíëãçìíÜI=e~êëÉïáåâÉäI= çÇÉê= ÇÉê= pí~Çí= _ê~åJ

ÇÉåÄìêÖF= òì=ÏÄÉêÇÉåâÉåK=_Éá= ÇáÉëÉã=sÉêÑÏÖÄ~êâÉáíëâçåòÉéí= ÖÉïáååÉå=ÇáÉ=nì~äáí®íëãÉêâã~äÉ= ÇÉê= píê~-É=

ÉáåÉ=òÉåíê~äÉêÉ=oçääÉ=ìåÇ=ÇáÉ=sÉêâÉÜêëãÉåÖÉåéêçÖåçëÉ=íêáíí=~ìÑ=ÇÉê=báåå~ÜãÉåëÉáíÉ=Éíï~ë=áå=ÇÉå=eáåíÉêJ

ÖêìåÇI= ïçÇìêÅÜ= Ç~ë= åìê= ÄÉÇáåÖí= íê~ÖÄ~êÉ= sÉêâÉÜêëãÉåÖÉåêáëáâç= áåëÄÉëçåÇÉêÉ= ÑÏê= ÇÉå= jáííÉäëí~åÇ= ÉáåÉ=

ÜÕÜÉêÉ=^âòÉéí~åí=ÑáåÇÉå=ïáêÇK=

=

aáÉ= báåÄÉòáÉÜìåÖ= ÇÉê= cçêÑ~áíáÉêìåÖ= áå= mêçàÉâíÉ= ÇÉë= _ìåÇÉë= áëí= Éáå= ïÉáíÉêÉê= ^åë~íòI= mmmJmêçàÉâíÉ= ãáíJ

íÉäëí~åÇëí~ìÖäáÅÜ=òì= ÑÕêÇÉêåK=aáÉë=Öáäí=Éë= òì=ìåíÉêëíÏíòÉåK=wì=ÄÉêÏÅâëáÅÜíáÖÉå=ëáåÇ= áå=ÇáÉëÉå=mêçàÉâíÉå= àÉJ

ÇçÅÜ=ëçêÖÑ®äíáÖÉ=íÉÅÜåáëÅÜÉI=ïáêíëÅÜ~ÑíäáÅÜÉ=mêçàÉâíîçêÄÉêÉáíìåÖÉåI=Ç~=ÜáÉê=ÇáÉ=ÇìêÅÜ=ÇáÉ=_~åâÉå=ÄÉíêáÉÄÉåÉ=

mêçàÉâíéêÏÑìåÖ=áã=dÉÖÉåë~íò=òìê=mêçàÉâíÑáå~åòáÉêìåÖ=ÉÜÉê=ÖÉêáåÖÉê=~ìëÑ~ääÉå=ïáêÇK=

=

táÅÜíáÖ= ÉêëÅÜÉáåí= ÑÏê= ÇÉå=sr_f`I=Ç~ëë= ëáÅÜ=ÇÉê=„mmmJmêçàÉâí=aÉ~ä= Ñäçï“=ÉêÜÕÜíK=aìêÅÜ=ÇáÉ=ÖÉë~ããÉäíÉå=

bêÑ~ÜêìåÖÉå=ÇÉê=ìãÖÉëÉíòíÉå=mêçàÉâíÉ=ìåÇ=ÉêÖ®åòí=ÇìêÅÜ=Ç~ë=léíáãáÉêìåÖëéçíÉåòá~äI=Ç~ë= áå=ÇáÉëÉã=mêçJ

àÉâííóé=ëíÉÅâíI=ïÏêÇÉ=ëáÅÜ=ÉáåÉ=qê~åÅÜÉ=îçå=åÉìÉå=máäçíÉå=EéêçàÉâíáåÇáîáÇìÉääÉ=dÉåÉê~íáçå=J=îÉêÑÏÖÄ~êâÉáíëJ

çêáÉåíáÉêíÉ=jçÇÉääÉF=å~ÅÜ=ÇÉã=^JjçÇÉää=~åÄáÉíÉåK=táê=ìåíÉêëíÏíòÉå=~äë=sr_f`=~ìëÇêÏÅâäáÅÜ=ÇáÉ=bî~äìáÉêìåÖ=

~ìÅÜ=òìâÏåÑíáÖÉê=mêçàÉâíÉI=Ç~ãáí=~ìë=áÜåÉå=ÇáÉ=mê~ñáëÉêÑ~ÜêìåÖÉå=ãáí=ÉáåÑäáÉ-Éå=âÕååÉåK=

=

=

få=ÇáÉëÉã=wìë~ããÉåÜ~åÖ=ÄáÉíÉí=ÇÉê=sr_f`=~ìÅÜ=ÖÉêå=ïÉáíÉêÜáå=ëÉáåÉ=eáäÑÉëíÉääìåÖ=~åI=Ç~ë=_js_p=ÄòïK=

ÇáÉ=sfcd=ÄÉá=ÇÉê=âçåâêÉíÉêÉå=EîÉêâÉÜêäáÅÜÉåI=ÖÉçäçÖáëÅÜÉåI=íÉÅÜåáëÅÜÉåF=píêìâíìêáÉêìåÖ=îçå=o~ÜãÉåÄÉÇáåJ

ÖìåÖÉå=òì=ìåíÉêëíÏíòÉåK= 

 











 
 
Stellungnahme des Deutschen Verkehrsforums 

zum Zwischenbericht des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung vom 25. Januar/ 27. März 2008 

„Evaluierung der Pilotprojekte des A-Modells“ 
 
 

§ Das Deutsche Verkehrsforum teilt die positive Schlussfolgerung des 
Zwischenberichts, dass die Projekte des A-Modell erfolgreich sind und das 
Modell fortgeführt werden soll.  

§ Die Gewährleistung von Mobilität durch den Ausbau und Erhalt der 
Infrastruktur bleibt eine öffentliche Aufgabe. PPP ersetzt nicht die 
Bereitstellung und notwendige Aufstockung von öffentlichen Investitionsmitteln 
für die Verkehrsinfrastruktur. PPP erhöht jedoch, gezielt eingesetzt, die 
Schnelligkeit und Effizienz bei der Investition, beim Bau und Unterhalt von 
Bundesfernstraßen. Die Einbindung privater Mittel unterstützt so die zügige 
Beseitigung von kritischen Engpässen der Straßenverkehrsinfrastruktur in 
Deutschland. 

§ Der Abwägung, welche Straßenbau-Projekte in PPP durchgeführt werden, 
kommt besondere Bedeutung zu (Vorzugswürdigkeit gegenüber der 
herkömmlichen Bereitstellungsform, langfristige Bindung, Wirtschaftlichkeit,  
Ausweichverkehre). 

§ Die Benennung neuer Projekte sollte dennoch zügig erfolgen.  
Abstimmungsverfahren zwischen Bund und Ländern vor der Freigabe von 
konkreten neuen PPP-Projekten sollten gestrafft, Zeitverluste begrenzt 
werden. 

§ Die stärkere Einbeziehung von Verfügbarkeitselementen in die Vergütung wird 
befürwortet. Sie dient dem Ziel einer breiteren Anwendbarkeit des Verfahrens 
auch auf Projekte mit schwer vorhersehbarer Verkehrsentwicklung und hat 
auch aus Nutzersicht Vorzüge. 

§ Erhaltungsinvestitionen und u.U. auch Teilnetze sollten in die Projektauswahl 
einbezogen werden. 

§ Dem Bund fällt nicht nur bei der Finanzierung, sondern auch bei der 
strategischen Steuerung des Ausbaus des Bundesfernstraßennetzes eine 
zentrale Rolle zu. Auch bei den PPP-Modellen muss die Arbeitsteilung 
zwischen Bund und Ländern so strukturiert werden, dass die nationale und 
europäische Prioritätensetzung bei der Projektauswahl und die Einheitlichkeit 
und Effizienz der Umsetzung optimal gewährleistet ist. Der Bund sollte 
Gewährsträger für den Wissenstransfer zwischen den Projekten sein. 

§ Die Dauer der Vergabeverfahren sollte weiter verkürzt werden, wo immer dies 
ohne Einschränkungen im Wettbewerb der Bieter und in der Wirtschaftlichkeit 
der erzielten Beschaffung möglich ist. Für die zügige Bereitstellung der 
notwendigen Verkehrsinfrastruktur insbesondere an den Schlüsselstellen des 
Netzes (europäische Transitstrecken, Hinterlandanbindungen der Häfen, 
Anbindung der Flughäfen) ist eine Minimierung der Dauer administrativer 
Vorverfahren sehr wichtig. 

 

Berlin, 17. Juni 2008 
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